für die 


nigliden Dreußifgen Staaten 


eo na. 


en Ihren Bericht vom 13. d. M. gelehnt Ich unter Berückſt fg 


der Anträge des 34. Kommunal» Landtages von Altpommern, an Stelle des 
Reglements vom 23. Februar 1840. und der auf daſſelbe bezuͤglichen weiteren 2 
Verordnungen vom 10. Juli 1846. und vom 23. Oktober 1854., das beifol- . 

gende revidirte Reglement fuͤr die Städte⸗Feuerſozietät Altpommerns. 


Daſſelbe iſt nebſt dieſem Erlaſſe durch die i el aut 1 8 ; 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Karlsbad, den 22. Juni 1864. 


„%% 2 
Gr. zu Eulenburg. 


— 


An den Miniſter des Innern. 


Revidirtes Reglement 
i fuͤr 


die Städte⸗Feuerſozietät Altpommerns. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


NER 
Die für ſaͤmmtliche Städte Altpommerns, mit Ausſchluß der Stadt 
Stettin, einſchließlich jedoch der Flecken Werben, Guͤlzow und Stepenitz, bisher 
auf Grund des Reglements vom 23. Februar 1840. und der dazu ergangenen 
Verordnungen beſtandene, auf gegenſeitige Verſicherung von Gebaͤuden gegen 


8 Feuersgefahr gerichtete öffentliche Sozietaͤt ſoll fortan nach den Beſtimmungen f 


dieſes Reglements verwaltet werden. Falls die dem Verbande der Land⸗Feuer⸗ 
ſozietaͤt Altpommerns angehoͤrige Stadt Grabow, ferner die dem Verbande der 
Neumaͤrkſchen Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt angehoͤrigen Städte Schievelbein, Dramburg, 


Falkenburg, Callies und Noͤrenberg aus ihren bisherigen Verbaͤnden ausſchei⸗ 


den ſollten, ſo werden dieſelben dem Bereiche der Altpommerſchen Staͤdte⸗ ö 
Feuerſozietaͤt zugetheilt. 5 


H. 2. 


Die Sozietät erhalt das Recht, bewegliche Sachen aller Art, welche ſich 
in Gebaͤuden, die im Sozietaͤtsverbande belegen find, oder auf den dazu ge⸗ 
hoͤrigen Hofraͤumen befinden, bei Erndteverſicherungen auch die Mieten 
(Diemen), zu verſichern (Abſchnitt J.). 0 

Die Gefahr wird ruͤckſichtlich aller bei der Sozietaͤt verſicherten Immo⸗ 
bilien und Mobilien dergeſtalt gemeinſchaftlich uͤbernommen, daß ſich jeder 
Theilnehmer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniß eines Verſicherers und eines Ver⸗ 
ſicherten befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den ihm nach Verhaͤltniß 


So feiner Verſicherungsſumme obliegenden Beiträgen verhaftet iſt. 


8 


Die Verhandlungen, welche die Verwaltung der Sozietaͤt betreffen, die 
darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behoͤrden und Mitgliedern der 
Sozietaͤt, die amtlichen Atteſte fuͤr die Verſicherungen und die Quittungen über 
empfangene Brandentſchaͤdigung, find von tarifmaͤßigen Stempeln und Spor⸗ 
teln entbunden. 8 7 3 55 

Zu 


N 5 a ee 


Zu Vertragen mit einer ſtempelpflichtigen Partei | 


bigter Abſchriften zu verwenden. 


Bei Prozeſſen iſt die Sozietaͤt von der Zahlung der Gerichtskoſten unter 


ſtimmten Maaßgabe befreit. f 
Dieſe Verguͤnſtigungen finden nur auf die Gehaͤudeverſicherung An⸗ 
wendung. f 


der im H. 6. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 622.) be⸗ 


H. 4. + 


Der Sozietät gebührt die Portofreiheit in dem durch das Portofreiheits⸗ 
Regulativ vom 3. Februar 1862. unter Nr. 38. des Verzeichniſſes zu Ab⸗ 
ſchnitt III. beſtimmten Umfange. ö i 

Auf die Mobiliarverſicherung findet dieſe Portofreiheit keine Anwendung. 


| B. Verſicherungspflicht der Sozietät und Aufnahmefähigkeit der 
Theilnehmer bei der Immobiliarverſicherung. 


. | 


Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur ſolche Ge⸗ 


baͤude aufnehmen, die innerhalb derjenigen Gemeindebezirke belegen ſind, auf 
welche ſich ihr Verband erſtreckt. Bei Fabrikgebaͤuden und Mühlen koͤnnen die 
zum Betriebe erforderlichen Maſchinen und Geraͤthe, bei Kirchen und Schulen 
die Bänke und Utenſilien als Zubehör der Gebaͤude verſichert werden. Auch 
Bewährungen und Zaͤune konnen gleicherweiſe mit zur Verſicherung geſtellt 
werden, wenn ſie mindeſtens einen Werth von 10 Thalern haben; ſie kommen 
dann in die Klaſſe ihrer Bauart. . b 


H. 6. 


Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, ſowie Anſtalten zur Fabrikation von 
Phosphor, Knallſilber, Knallgold und Zündmaterial find unbedingt von der 
Aufnahme in die Sozietät ausgeſchloſſen. Zuckerraffinerien, Schwefelraffinerien, 
Terpentin⸗, Lack⸗ und Firnißfabriken, Anſtalten zur Fabrikation von Aether, 
ätheriſchen Oelen und Eſſenzen, Papierfabriken mit Ofentrocknerei, Lackirereien 
für Leder, Filz und Zeug mit Trockenoͤfen, Rienrußhuͤtten, Gasfabriken zum 
offentlichen Gebrauch, Ziegel⸗ und Kalkofen, Theerſchwelereien oder ⸗Kochereien 
und Theatergebaͤude koͤnnen nur auf Grund eines beſonderen Vertrages und 
immer nur mit dem Vorbehalte aufgenommen werden, daß der Direktion 
von Jahr zu Jahr freiſtehe, ein ſolches Vertragsverhaͤltniß drei Monate vor 


Ablauf des Jahres aufzufündigen. Daſſelbe gilt von der Verſicherung feuer⸗ 


gefährlicher Fabrik⸗ oder anderer Anlagen von größerem Umfange, bei denen 
Gefahr vorhanden, daß ein Feuer ſich leicht uͤber die geſammten Gebaͤulichkeiten 
der Anlagen verbreiten werde. & 5 
Q. 5909“) 3 Die 


i i ft der tarifmaßige 
Stempel in demſelben Betrage, zu den Neben⸗Exemplaren der Stempel beglau 


5 Die vorſtehenden Beſtimmungen dieſes Paragraphen beziehen ſich aber 
nicht auf die Wohngebäude der Beſitzer ſolcher Fabriken ꝛc. oder ihrer Arbeiter, 

es ſei denn, daß dieſelben mit den Fabriken ꝛc. ſelbſt in unmittelbarem Zufams 
menhange fich befinden. 9 


Seile 


Im Uebrigen find der Regel nach Gebäude aller Art, ohne Unterfchied 
ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme bei der Sozietät geeignet. 
Die Direktion iſt jedoch befugt, Verſicherungsantraͤge abzulehnen, ſowie bereits 
ee Verſicherungen nach vorhergegangener vierteljaͤhriger Kündigung zu 
oͤſchen: 


1) wenn ein Gebäude durch feuerpolizeiwidrige Einrichtungen, durch bau⸗ 
lichen Verfall, Zerftörung, ſchlechte Feuerungsanlagen oder aus ſonſti⸗ 
gen Urſachen einen außerordentlichen Grad von Feuersgefahr darbietet, 
oder einer fortwaͤhrenden außerordentlichen Abnahme im Werthe aus⸗ 
geſetzt iſt; 

2) wenn Jemand ein Gebäude, welches mit den bei der Sozietät zu ver⸗ 
ſichernden oder bereits verſicherten Gebaͤuden in demſelben Gemeinde⸗ 
bezirke belegen iſt, bei einer Privatgeſellſchaft verſichert. 


H. 8. 


Kein Gebaͤude, welches anderswo ſchon verſichert iſt, kann bei der So⸗ 
zietaͤt ganz oder zum Theil aufgenommen, und kein Gebäude, welches bei der 
Sozietät bereits verſichert iſt, darf ganz oder zum Theil noch anderswo ver- 
ſichert werden. 

Daſſelbe gilt von den in Fabriken oder Mühlen befindlichen Maſchinen 
und Geraͤthen, ſowie von den in Kirchen und Schulen befindlichen Baͤnken und 
Utenſilien ($. 5.). 

Findet ſich, daß ein Gebaͤude oder das darin befindliche, in der Wer: 
ſicherungsſumme mitbegriffene Zubehör noch anderswo verfichert find, fo ſoll die 
Verſicherung im Kataſter der Sozietät ſofort geloͤſcht werden, und der Eigen⸗ 
thümer hat in dieſem Falle keinen Anſpruch auf einen auch nur theilweiſen 
Erlaß des Beitrages. Ergiebt ſich erſt bei einem Brande die doppelte Ver⸗ 
ſicherung eines Gebaͤudes oder des darin befindlichen Zubehoͤrs, jo fallt die 
Verpflichtung der Sozietät zur Zahlung der Brandverguͤtigung, dem Eigen⸗ 
thuͤmer des Gebaͤudes gegenuͤber, fort. Waren auf daſſelbe Forderungen im 
Hypothekenbuche eingetragen, fo findet die Zahlung der Brandverguͤtigung nach 
Maaßgabe der Beſtimmung im H. 55. ſtatt. 

Uebrigens ſoll die Direktion verpflichtet fein, von jeder zu ihrer Kennt⸗ 
niß 1 doppelten Verſicherung der Staatsanwaltſchaft Mittheilung 
zu machen. . 

Jedes Gebaͤude muß einzeln und alfo jedes abgeſonderte und jedes mit 
dem Hauptgebaͤude nicht unter einem Dach befindliche Neben- oder Hinterge⸗ 
baͤude beſonders verfichert werden (vergl. H. 31.). 5 N 


, , , N A BEI 
e e N 4 1 Fan e TTT 


„ 
9. 9. 1 
Der Direktion iſt geſtattet, ſowohl für einzelne größere Riſikos, als für 3 


die Geſammtverſicherung mehrerer Gebaͤude bei anderen Geſellſchaften Ruͤck⸗ 
verſicherung zu nehmen; das Verhaͤltniß der Verſicherten zur Sozietaͤt, ſowie 
das Recht der Hypothekenglaͤubiger erleidet hierdurch keine Abaͤnderung. 


0. Zeit des Ein- und Austritts. „ 


$. 10. 


Alle Gebaͤudeverſicherungen werden auf einjährige, fuͤnfjaͤhrige oder zehn⸗ 
jaͤhrige Perioden geſchloſſen und gelten als ſtillſchweigend auf eine der ablau⸗ 
fenden gleiche Periode verlängert, ſofern kein Austritt ($. 14.) erfolgt. Der 1 
Eintritt in die Sozietaͤt, ſowie die Erhoͤhung der Verſicherungsſumme findet 8 
regelmaͤßig nur einmal jaͤhrlich, naͤmlich mit dem Beginn des 1. Januar ſtatt; „ 
doch iſt beides auch im Laufe des Jahres geſtattet, wenn der Eigenthuͤmer aus⸗ 
druͤcklich darauf antraͤgt. Im letzteren Falle werden die ordentlichen wie die 

außerordentlichen Beiträge bei einem neuen Eintritte oder Erhöhung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme vom Anfange des Monats, in welchem der Eintritt oder die 
Erhöhung erfolgt, berechnet. Bei Verſicherungen, welche im Laufe eines Jah: 
res anfangen, wird die ein-, fuͤnf⸗ oder zehnjaͤhrige Periode vom naͤchſten 
1. Januar an gerechnet. g 


H. 11. 


Die Verſicherung erfolgt auf Grund einer genauen Beſchreibung und 
Taxe des betreffenden Gebaͤudes ($$. 17. ff.), welche der Eigenthuͤmer auf feine 
Koſten zu beſchaffen und mit dem Verſicherungsantrage dem Geſchaͤftsfuͤhrer 
des Orts in zwei Exemplaren zu uͤbergeben hat. 
Antraͤge, welche mit dem ordentlichen Termine, dem 1. Januar, in Kraft 
treten ſollen, ſind wenigſtens vier Wochen vorher mit der Taxe dem Geſchaͤfts⸗ 
führer einzureichen. 5 


$. 12. 


Jede Verſicherung bedarf zu ihrer Guͤltigkeit der Genehmigung der Di⸗ 
rektion, tritt alſo erſt mit dem Beginne des Tages dieſer Genehmigung in 
Kraft. Die zum ordentlichen Eintrittstermine rechtzeitig ($. 11.) eingereichten 
Antraͤge werden als von der Direktion genehmigt angeſehen, wenn dem Antra⸗ 
genden nicht laͤngſtens bis zum 25. Dezember die Verſagung der Genehmigung 
angezeigt iſt. 


Werden Antraͤge auf ſofortigen Beginn der Verſicherung geſtellt, und . 

erfolgt die Entſcheidung der Direktion nicht laͤngſtens binnen vier Wochen nach f N 
Einreichung eines ſolchen Antrages beim Geſchaͤftsfuͤhrer, ſo gilt die Verſiche⸗ 

rung als von dem Zeitpunkt der Ueberreichung ab genehmigt. 

or Nr. 5909.) Der 


93 


9 Der Gebäubebefiker erhaͤlt ber die Feſiſtellung der Verſicherung ei 
von der Direktion ſtempel⸗ und gebührenfrei ausgeſtellte Poliete. N 
| NEN 


| Die Beſtimmungen der HF. 5. 11. und 12, gelten gleichmaͤßig für neue 5 
Verſicherungen, wie für Verſicherungserhoͤhungen. f 


§. 14. 

Der freiwillige Austritt aus der Sozietaͤt und die freiwillige Herab⸗ 
ſetzung der Verſicherungsſumme iſt nur mit dem jedesmaligen Ablaufe der be⸗ 
treffenden Periode (F. 10.) geſtattet. Der hierauf gerichtete Antrag muß vier 
Wochen vorher bei dem Geſchaͤftsfuͤhrer des Orts angebracht, und ruͤckſichtlich 
der Gebaͤude in der F. 53. vorgeſchriebenen Weiſe begründet werden. Spaͤter 
eingehende oder nicht vorſchriftsmaͤßig begruͤndete Antraͤge ſind fuͤr den ange⸗ 
meldeten Termin als nicht angebracht zu erachten. he 


H. 15. 


Wird die Loͤſchung eines Gebaͤudes von der Direktion ohne Antrag des 
Eigenthuͤmers verfuͤgt, ſo ſind die Beitraͤge — mit Ausnahme des Falles der 
doppelten Verſicherung H. 8. — nur bis zum Schluſſe des laufenden Quartals 
zu ne Ueber die Rechte der Hypothekenglaͤubiger in dieſem Falle beſtimmt 
der H. 34. N 5 


SD. Ermittelung des Werthes der Gebäude und Höhe der 
Be Verſicherungsſumme. 


$. 16. 


Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth des verſicherten Ge⸗ 
baͤudes niemals uͤberſteigen. 

Unter dieſer Beſchraͤnkung haͤngt die Beſtimmung der Summe, auf welche 
ein Gebaͤudebeſitzer bei der Sozietaͤt Verſicherung nehmen will, von ihm ſelbſt 
ab; nur muß dieſe Summe in Beträgen, die durch die Zahl zehn theilbar ſind, 
abgerundet und in Preußiſchem Kurant ausgedruͤckt fein. 5 5 


$. 17. 


Zaur Ermittelung des gemeinen Werthes iſt unter Leitung des Geſchaͤfts— 
fuͤhrers über jedes einzelne Gebaͤude eine genaue Beſchreibung und Taxe nach 
den von der Direktion vorgeſchriebenen Formularen, welche von dem Geſchaͤfts⸗ 
führer gebuͤhrenfrei zu verabfolgen find, anzufertigen. Der Beſchreibung iſt 
auch ein Situationsplan des Grundſtuͤcks mit den angrenzenden Nachbar⸗ 
gebaͤuden beizufuͤgen; darin ſind die Entfernungen der einzelnen Gebaͤude von 
einander und die Bauart der Nachbargebaͤude anzugeben. In der Regel ſind 


3 erei gie 0 A: oren C 855 ; und 
Baumeiſter bei der Abſchaͤtzung zuzuziehen. 
| es „ a 
0 Bei der Taxe iſt der Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß dadurch mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die oͤrtlichen Materialienpreiſe der dermalige Werth der in dem Ge⸗ 


baͤude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten feſtgeſtellt werde. Die als 


i nicht verbrennlich anzunehmenden (von allen Seiten in der Erde befindlichen) 


Grund⸗ und Kellermauern werden mittaxirt, koͤnnen aber auch ausgeſchloſſen 


werden. f : 
| Auf den außerordentlichen Werth wird keine Ruͤckſicht genommen. 


$. 19. 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ausgehenden Beſtimmung der 5 


| Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung iſt auch noch darauf zu achten, daß, 


wenn der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes etwa freies Bauholz zu fordern berech. 


tigt iſt, der Werth deſſelben außer Anſatz bleibe. 


H. 20. 


Die Beſchreibung und Taxe iſt von dem Geſchaͤfts fuͤhrer des Ortes da⸗ 


hin zu beſcheinigen, daß ſie nichts enthalte, was ihm als wahrheitswidrig be⸗ 
kannt iſt. Im Zweifelsfalle hat derſelbe die noͤthigen Unterſuchungen von 
Amtswegen vorzunehmen, oder ſeine Bedenken zur Entſcheidung der Direktion 
zu bringen, auch den Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer ſofort mit geeignetem Beſcheide zu 
verſehen. Werden von dem Eigenthuͤmer Ausſtellungen gegen die Taxe gemacht, 


fo wird deren Feſtſtellung durch einen Königlichen Baubeamten herbeigefuͤhrt. 


Auch kann die Direktion, wenn irgendwie Bedenken gegen die Taxe hervor⸗ 
treten, ſolche Feſtſtellung veranlaſſen. n 


$. A. 


Am die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des 
Werthes der verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, iſt die Direktion jeder⸗ 


zeit befugt, Reviſionen auf ihre Koſten vornehmen, neue Beſchreibungen bei⸗ 


bringen und, falls ſich der Eigenthumer der von ihr für noͤthig erachteten Hr⸗ h 


abſetzung der Verſicherungsſumme weigert, eine Taxe durch einen Königlichen 


Baubeamten aufnehmen und dadurch das Maximum der verſicherungsfaͤhig 
bleibenden Summe feſtſtellen zu laſſen. Bleibt letztere um mehr als zehn Pro⸗ 


zent unter der bisherigen Verſicherungsſumme, ſo fallen die Koſten der Ab⸗ 
ſchaͤtzung dem Verſicherten zur Laſt. Der Verſicherte muß von allen ſolchen 
Veränderungen oder Verſchlechterungen feiner Gebaͤude Anzeige machen, welche 
nicht lediglich durch den Ablauf der Zeit und gewoͤhnliche Abnutzung bedingt 
find, Unterlaͤßt er dies, fo treffen ihn die Koſten, welche durch die von der 


Direktion angeordnete Reviſion der Gebaͤudetaxen entſtehen, im Falle die Taxe 


(Nr. 5900) N hin⸗ 


da 


| hinter der Verſicherungsſumme zurückbleibt, auch wenn der Unterſchied wenige 


als zehn Prozent betraͤgt. 
i $. 22. 


Im Falle einer von der Direktion als nothwendig verfuͤgten Herunter⸗ 


ſetzung der Verſicherungsſumme werden die Beitraͤge von der bisherigen Ver⸗ 
ſicherungsſumme nur bis zum Ablauf des Quartals berechnet, in welchem die 
Herunterſetzung erfolgt iſt. 


H. 23 + 


In der Regel kann Jeder die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem 
zulaͤſſigen Maximum erhoͤhen, oder auch bis zu einem beliebigen Minderbetrage 
herunterſetzen laſſen; letzteres jedoch nur mit Einwilligung der Hypothekenglaͤu⸗ 
biger, wie im H. 33. näher beſtimmt iſt. 


E. Klaſſifikations⸗ und Beitragstarif für Immobilien. 


H. 24. 


| Die von den Theilnehmern der Sozietät zu leiſtenden Beiträge werden 
in ordentliche und außerordentliche unterſchieden, die beide gleichmaͤßig zur Be⸗ 
ſtreitung aller Ausgaben der Sozietaͤt beſtimmt ſind. Die ordentlichen Beitraͤge 
werden nach beſtimmten jährlichen Saͤtzen pro Einhundert Thaler der Verſiche⸗ 
rungsſumme nach der Klaſſe und Abtheilung, worin die Gebaͤude ſtehen, feſt⸗ 
geſetzt. Die ordentlichen Beiträge muͤſſen ohne beſondere Ausſchreibung prae- 
numerando bis ſpaͤteſtens ultimo Januar, wenn aber Neu- und Höherver- 
ſicherungen im Laufe des Jahres ſtattfinden, binnen ſpaͤteſtens vier Wochen 
nach erbten Aufforderung eingezahlt werden. 

Die außerordentlichen Beitraͤge, welche nur dann eintreten, wenn die 
ordentlichen Beiträge zur Deckung der ſaͤmmtlichen, in dem Verſicherungsjahre 
vorkommenden Ausgaben der Sozietät nicht ausreichen, werden nach dem 
Jahresſchluſſe, unter gleichzeitiger Ruͤckſicht auf die Bildung eines Reſervefonds 
(F. 87.), zu der erforderlichen Bedarfsſumme feſtgeſtellt und alsdann in einer 


nach dem ordentlichen Beitrage abzumeſſenden Quote ausgeſchrieben. Die 


Zahlung der außerordentlichen Beitraͤge geſchieht in den von der Direktion durch 
die Amtsblaͤtter bekannt zu machenden Terminen. 

Bei Verſicherungsnahme und Vorausbezahlung der ordentlichen Beiträge 
für einen fünfjährigen Zeitraum iſt nur ein vierjaͤhriger Beitrag, für einen 
zehnjaͤhrigen Zeitraum nur ein ſieben und einhalbjähriger Beitrag zu ent⸗ 

richten. 
N K. 25. 


Die ordentlichen, wie die außerordentlichen Beitraͤge werden in der Regel 
jeder in einer Summe gezahlt. Erfolgt die Zahlung nicht in dem feſtgeſtellten 


Hebetermine, ſo findet die exekutiviſche Einziehung in gleicher Art wie 10 den 
| £ oͤffent⸗ 


3 


öffentlichen Steuern ſtatt. Die Direktion iſt ermächtigt, einzelnen Verſicherten, 
jedoch hoͤchſtens bis zum Jahresſchluſſe, Ausſtand zu bewilligen. 


$. 26. 


Iſt ein Beitragspflichtiger zur Zahlung nicht im Stande, und die Mo⸗ 
biliarexekution erfolglos geweſen, ſo wird das betreffende Gebaͤude, vorbehalt⸗ 
lich des Rechts der Sozietaͤt, die Subhaſtation des letzteren zu beantragen, 
ſofort im Kataſter geloͤſcht, wenn nicht etwa die Hypothekenglaͤubiger ($. 94.) 
zur Zahlung der Beitraͤge ſich verſtehen. 


§. 27. 


Die Beitraͤge, welche von den verſicherten Gebaͤuden erhoben werden, 
richten ſich nach der Beſchaffenheit, Lage und Benutzung und dem daraus her⸗ 
vorgehenden Grade der Feuergefaͤhrlichkeit der Gebaͤude. Es werden danach 
ſechs Klaſſen gebildet. Es gehoͤren 

zur erſten Klaſſe: 


maſſive Gebaͤude mit feuerfeſter Bedachung ohne Feuerſtaͤtten, vorausgeſetzt, 
daß dieſelben nicht zur Aufbewahrung feuergefaͤhrlicher Materialien dienen, 
z. B. Kirchen; i 


zur zweiten Klaſſe: i 
maſſive Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤude mit feuerfeſter Bedachung und nicht 
maſſive Gebaͤude der in der erſten Klaſſe befindlichen Art; 

zur dritten Klaſſe: 
Mohn: und Wirthſchaftsgebaͤude von ausgemauertem Stein-, Kalkſtein⸗, Len 
oder Luftſteinfachwerk mit feuerfeſter Bedachung; 

zur vierten Klaſſe: 
Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤude von beworfenem oder bereptem Lehmfachwerk 
mit feuerfeſter Bedachung; 
zur fuͤnften Klaſſe: 
Gebaͤude jeder Bauart, die mit Stroh, Rohr, Holzſpaͤnen, Lehmſchindeln oder 
einem ähnlichen feuergefaͤhrlichen Material bedeckt oder bekleidet find; 

zur ſechsten Klaſſe: 


Gebaͤude jeder Gattung und Bauart, worin ſehr feuergefaͤhrliche Anlagen ſich 
befinden, inſofern fie nicht wenigſtens 30 Fuß von dem zunaͤchſtſtehenden Ge⸗ 
baͤude entfernt ſind. . 
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| Bee 4 
Die dritte, vierte und fünfte Klaffe zerfällt jede in drei Abtheilungen; 
es enthalt: 
die Abtheilung A. die ifolirten Gebäude, 
die Abtheilung B. die nicht iſolirten Gebäude, Sl 
die Abtheilung C. diejenigen Gebäude, worin feuergefährliche Anlagen 
vorhanden find, oder größere Quantitaͤten leicht brennbarer Stoffe 
aufbewahrt werden. 


Bei der zweiten Klaſſe finden gleichfalls die vorgedachten Abtheilungen, 
bei der erſten Klaſſe aber nur die Abtheilungen A. und B., und zwar die beiden 
Klaſſen mit der Maaßgabe Anwendung, daß zufolge der im H. 30. enthaltenen 
Beſtimmung die Zugehörigkeit der maſſiven Gebäude zu Abtheilung A. oder B. 
nicht durch ihre Lage, ſondern durch ihre Konſtruktion bedingt wird. 


H. 29. 


ö Maſſive Gebaͤude ſind diejenigen, deren Umfaſſungswaͤnde einſchließlich 
der Giebel kein Holz oder ſonſtige verbrennbare Stoffe enthalten. Maſſive Ge⸗ 
baude, deren Umfaſſungswaͤnde einſchließlich der Giebel ganz aus Bruch- oder 
gebrannten Ziegelſteinen beſtehen, kommen, auch wenn ſie nicht iſolirt ſtehen, 

in die Abtheilung A. der betreffenden Klaſſe, andere maſſive Gebaͤude, auch 
wenn ſie iſolirt ſtehen, in die Abtheilung B. der betreffenden Klaſſe. Die Ent⸗ 
fernung maſſiver Gebaͤude aller Art von anderen Gebaͤuden reſp. feuergefaͤhr⸗ 
lichen Anlagen wird bei der nach H. 39. erfolgenden Feſtſetzung des Beitrages 
durch die Direktion beruͤckſichtigt werden. 

Unter feuerfeſten Bedachungen ſind die von Metall, Ziegeln, Stein und 
Schiefer zu verſtehen. Inwieweit andere Bedachungsarten dahin zu rechnen, 
3. B. Stein⸗ oder Theerpappe, Asphalt oder feuerſichere Lehmſchindeln ꝛc., bleibt 
in jedem einzelnen Falle von der Direktion zu beſtimmen. 


H. 30. 


Als iſolirt werden diejenigen Gebaͤude angeſehen, welche bei feuer⸗ 
feſter Bedachung fuͤnf Ruthen und bei nicht feuerfeſter Bedachung zwanzig 
Ruthen vom naͤchſten Gebaͤude entfernt liegen. a 

§. 31. 


Gebaͤude, die in ununterbrochenem Zuſammenhange erbaut, oder unter 
einem Dache liegen, werden als ein Ganzes behandelt, und nach demjenigen 
Theile, welcher der feuergefaͤhrlichſte iſt, klaſſiftzirt (H. 8.). 


$. 32. 


Gebäude eines Gehoͤftes, welche zu ein und derſelben Wirthſchaft ge: 
ö hoͤren, 


Allee, 


hoͤren, werden in Bezug auf die Iſolirung als ein Ganzes angeſehen und 
gelten als iſolirt, wenn keines der dazu gehörigen Gebaͤude von den benach⸗ 
barten Gebaͤuden in geringerer Entfernung liegt, als im H. 30. beſtimmt iſt. 


$. 38. 


Gebaͤude, deren Bauart einer der im H. 28. bezeichneten Gattungen 
nicht genau entſpricht, werden denjenigen Klaſſen zugetheilt, zu welchen ſie 
ſich nach ihrer Konſtruktion am meiſten eignen. Nicht iſolirte Gebaͤude, in 
denen ſich nach den Nachbarſeiten Oeffnungen befinden, die nicht mit eiſernen 
Laden verſehen ſind, kommen in die naͤchſtfolgende Abtheilung. 


F. 34. | 


Als feuergefaͤhrliche Anlagen gelten im Allgemeinen Schmelz⸗ und 
Hammerwerke, Tiſchlereien und alle Werkſtaͤtten der Holzarbeiter, gewerbsmaͤßig 
betriebene Baͤckereien, Brauereien und Brennereien, Seifenſiedereien und Licht⸗ 
gießereien, Toͤpfereien, Seilereien, Faͤrbereien, Tabaks⸗ und Cigarrenfabriken, 
Laboratorien bei Apotheken, Waſſermahlmuͤhlen. e 

Als ſehr feuergefaͤhrliche Anlagen gelten namentlich: Cichorien⸗„ Soda⸗, 


Glas⸗, Asphalt⸗, Watten⸗, Wachstuch⸗, Pappe⸗, Papier⸗, Schwaͤrze⸗ und 


chemiſche Fabriken, Spinnereien, Oel-, Loh⸗, Farbholz⸗, Schneide⸗ und Brack⸗ 
muͤhlen, alle Wind⸗ und Dampfmuͤhlen, Deſtillationen, hölzerne Darren, Zucker⸗ 
und Syrupſiedereien, Tuͤrkiſchrothfarbereien, Gasfabriken zum Privatgebrauch, 
Holzkohlenſchuppen. 


Es hängt jedoch von der Einrichtung und dem Betriebe der genannten 


und aͤhnlichen Anlagen uͤberhaupt ab, ob ſie als feuergefaͤhrlich oder als ſehr 
feuergefaͤhrlich zu betrachten find. 


$. 35. 


Der Beitrag wird auf eine durch die Zahl zehn theilbare Summe von 
Einhundert Thalern Verſicherungskapital feſtgeſetzt. Der geringſte Beitrag 
beträgt zwanzig Pfennige von Einhundert Thalern. 


H. 36. 
Als ordentlicher Beitrag wird feſtgeſetzt pro Einhundert Thaler Verſiche⸗ 
rungsſumme: 5 
Klaſſe I. Abtheilung . e 20 Pf. 
d 7 B. Pr 4775553533333 30 7 
* II. = 44... - 40 = 
e Dee 8 60 - 
III. = FCC 60 = 
. Dez A ER 80 = 
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e 1 420 — ee a 
late Abtheilung . 80 Pf. 

ar 8 ER ee a RE 100 - 

N. es V 120 

: B. bei 12 Ruthen Entfernung 150⸗ 

unter 12 Ruthen Entfernung 170 = 


VI. Bei Gebaͤuden der ſechsten Klaſſe wird der Beitragsſatz 
lediglich nach dem Grade der Feuersgefahr von der Direk⸗ 
tion beſtimmt, und begruͤndet die Iſolirung an und fuͤr ſich 
einen geringeren Beitrag nicht. 


H. 37. 


Bei der Berechnung der Beitraͤge fuͤr Zugaͤnge im Laufe des Jahres 

ſind Bruchpfennige für voll anzunehmen, und Beträge von weniger als ſechs 

Pfennigen mit ſechs Pfennigen, von mehr als ſechs Pfennigen mit Einem Sil⸗ 
bergroſchen in Anſatz zu bringen. 


$. 38. 


8 Sur Gebäude, in welchen feuergefaͤhrliche Anlagen vorhanden ſind oder 
größere Quantitäten leicht brennbarer Stoffe aufbewahrt werden (Abtheilung C. 
der Klaſſen), wird zu den H. 36. feſtgeſetzten Beitraͤgen ein von der Direktion 


je nach dem Grade der Gefahr zu beſtimmender Zuſchlag von zehn bis dreißig 


Pfennigen pro Einhundert Thaler der Verſicherungsſummen erhoben. 


$. 39. | 


Die Direktion iſt ermaͤchtigt, den Beitragsſatz für einzelne der in den 
beiden erſten Abtheilungen der Klaſſen befindlichen Gebaͤude, wenn ſolche durch 


nahe Begrenzung anderer Gebaͤude, in welchen feuergefaͤhrliche Anlagen ſich 


befinden, oder ſonſt einer hoͤheren Feuersgefahr ausgeſetzt ſind, um einen durch 
zehn theilbaren Betrag pro Einhundert Thaler Verſicherungsſumme zu erhöhen, 
ſowie fuͤr einzelne dieſer Gebaͤude, die ſich durch beſondere Soliditaͤt und Feuer⸗ 
ficherheit auszeichnen, einen niedrigeren Beitragsſatz, als ſolcher ſonſt betragen 
wuͤrde, eintreten zu laſſen. 


$ * 40. 


Von der Seitens der Direktion feſtgeſetzten Klaſſe und dem zu zahlenden 
Beitrag hat der Geſchaͤftsfuͤhrer des Ortes den Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer ſofort in 


en Kenntniß zu ſetzen. Iſt der letztere mit der Feſtſetzung der Direktion nicht zu⸗ 


frieden, fo bleibt ihm uͤberlaſſen, Rekurs an das Oberpraͤſidium zu ergreifen 
G 97.), oder von der Verſicherung bei der Sozietät ganz abzuſtehen. 
H. 41. 


Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß follen 
von Zeit zu Zeit mit Huͤlfe der inzwiſchen geſammelten Erfahrungen einer 955 
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Prüfung und Feſtſetzung durch die Abgeordneten der Städte zum Kommunal⸗ 
Landtag unterworfen werden. Anträge des Kommunal⸗Landtages auf etwaige 
Abaͤnderungen unterliegen der Genehmigung des Oberpraͤſidenten. 


F. 42. 


Wird waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine ſolche 
Veraͤnderung oder Anlage gemacht, durch welche daſſelbe in die Klaſſe der 
ausgeſchloſſenen Gebäude (H. 5.) tritt, fo erliſcht die Verſicherung. Bei ande⸗ 
ren waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude oder in deſſen 
Nachbarſchaft gemachten Veraͤnderungen oder Anlagen, welche die Verſetzung 
des Gebaͤudes in eine zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe oder Abthei⸗ 
lung nach ſich ziehen wuͤrden, iſt der Verſicherte verpflichtet, dem Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrer des Ortes ſogleich nach dem Eintritt des betreffenden Ereigniſſes, ſpaͤte⸗ 
ſtens binnen vier Wochen, Anzeige davon zu machen und ſich der entſprechenden 

Beitragserhoͤhung zu unterwerfen. 


Dieſe Anzeige iſt insbeſondere dann zu machen: 


a) wenn eine weſentliche bauliche Veraͤnderung mit dem Gebäude vorge⸗ 
nommen iſt, zumal ſolche, durch welche die Feuersgefahr erhoͤht wird; 


b) wenn der Beſitzer wechſelt; 


c) wenn andere Gewerbe, als angegeben, in dem Gebaͤude betrieben wer⸗ 
den ſollen; 


d) wenn der Nachbar neue Gebaͤude in naͤherer Entfernung, als angege⸗ 
ben, errichtet, oder feuergefaͤhrliche Gewerbe zu treiben beginnt. 
A Der Geſchaͤftsfuͤhrer hat über dieſe Anzeige eine Beſcheinigung zu 
ertheilen. 


§. 43. 


Wird dieſe Anzeige nicht binnen vier Wochen geleiſtet, ſo muß der Ver⸗ 
ſicherte den vierfachen Betrag des Unterſchiedes zwiſchen den geringeren Bei⸗ 
traͤgen, welche er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte entrichten 
müſſen, als Strafe zur Sozietaͤtskaſſe einzahlen. 


$. 44. | ' 
Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Jahres an, in welchem 
die Anzeige haͤtte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Jahres, in welchem 
dieſelbe gemacht oder die Entdeckung der Veranderung erfolgt iſt, jedoch nicht 
uͤber den Zeitraum von fuͤnf Jahren hinaus, berechnet. 


$. 45. | 


Die durch die Veränderung erhöhte Feuersgefahr wird zwar von der 
Sozietaͤt von Anfang an mit übernommen; es muß aber der hoͤhere Beitrag 
vom Anfange des Jahres an, in welchem die Veraͤnderung ſtattgefunden hat, 
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Kris — 422 — ö | 
noch außer den etwanigen Strafbeitraͤgen ($$. 43. und 44.) geleiftet werden. 
Iſt das Feuer erweislich durch eine nicht angezeigte Veraͤnderung (F. 42.) ent: 
ſtanden, fo fallt die Verpflichtung der Sozietät zur Zahlung der Brandent⸗ 
ſchaͤdigung weg. | 


b. Anzeige und Tare der Brandſchäden bei Immobilien. 


$. 46. 


Bei entſtandenen Brandunfaͤllen iſt der Eigenthuͤmer des beſchaͤdigten 
Gebaͤudes verpflichtet, davon dem Geſchaͤftsfuͤhrer des Ortes laͤngſtens binnen 
vierundzwanzig Stunden nach Daͤmpfung des Feuers Nachricht zu ertheilen. 


F. 47. 


Wird dieſe Benachrichtigung verabſaͤumt, oder uͤber die feſtgeſetzte Friſt 
hinaus verfpatet, fo iſt der Saͤumige in eine von der Direktion feſtzuſetzende 
und zur Kaffe der Sozietät fließende Konventionalſtrafe von Einem bis zwan⸗ 
zig Thaler verfallen. 


$. 48. 


Wenn der Eigenthuͤmer die ihm obliegende Anzeige (F. 46.) nicht inner⸗ 
halb ſechs Wochen nach Daͤmpfung des Feuers erſtattet, ſo geht er ſeines 
Anſpruchs auf Verguͤtigung des Schadens gegen die Sozietät verluſtig, jedoch 
unbeſchadet der Rechte der Hypothekenglaͤubiger ($. 55.). 5 


H. 49. 


An den abgebrannten oder beſchaͤdigten Gebaͤuden duͤrfen vor der 
Schadensaufnahme Veraͤnderungen, ſoweit ſolche nicht aus polizeilichen Ruͤck⸗ 
ſichten nothwendig werden, ohne Erlaubniß des Geſchaͤftsfuͤhrers nicht vorge⸗ 
nommen werden; wer dem zuwider handelt, hat eine von der Direktion feſtzu⸗ 
ſetzende und zur Kaſſe der Sozietaͤt fließende Konventionalſtrafe von fuͤnf bis 
funfzig Thalern verwirk.. 

Iſt in Folge der Veraͤnderungen die Aufnahme des Schadens unmoͤglich 
gemacht, ſo kann die Direktion die Zahlung der Brandentſchaͤdigung ganz oder 
kheilweiſe verweigern. 


H. 50. 


Bei jedem Brande iſt die Entſchaͤdigung durch ein kontradiktoriſches Ver⸗ 
fahren feſtzuſtellen, und dabei ſowohl der Werth der uͤbrig gebliebenen Theile 
des Gebaͤudes, als der Betrag derjenigen Koſten zu ermitteln, welche erforder⸗ 
lich ſind, um die vernichteten oder beſchaͤdigten Theile deſſelben in den Zuſtand 
vor dem Brande wieder herzuſtellen. Wenn nach dieſer Feſtſtellung die Ver⸗ 
ſicherungsſumme den Betrag der ermittelten beiden Werthe, namlich: 
a) der übrig gebliebenen Theile des Gebaͤudes, 1298 5 

5 b) der 


bh) der Herſtellungskoſten ruͤckſi 
L heile des Gebaͤudes, 
zuſammen genommen erreicht, ſo wird der ermittelte Betrag der Herſtellungs⸗ 
koſten als Brandverguͤtigung gezahlt. Ze 
| Iſt die alen er geringer, ſo wird dieſe Verguͤtigung nur 
nach dem Verhaͤltniß der Verſicherungsſumme zu der Hauptſumme der beiden 
ermittelten Werthe gewaͤhrt; ſollte die Verſicherungsſumme groͤßer ſein, ſo wird 
dennoch nur der Betrag der Herſtellungskoſten verguͤtet. Bei geringen Be⸗ 
ſchaͤdigungen kann die Direktion die Schadensermittelung in der Art anordnen, 
daß nur die Koſten ermittelt werden, welche zur Wiederherſtellung des Ge⸗ 
baͤudes in den Zuſtand vor dem Brande erforderlich ſind. 
Bei Brandſchaͤden an Maſchinen und anderen mit einem Gebäude ver⸗ 
ſicherten Gegenſtaͤnden ($. 5.) wird durch die Sachverſtaͤndigen 


a) der Werth, welchen die Gegenſtaͤnde in ihrem Zuſtande vor dem Brande 
hatten, und 
b) der Werth der nach dem Brande uͤbrig gebliebenen Theile 


ermittelt und der danach ſich ergebende Verluſt, wie bei Gebaͤuden, nach Maaß⸗ 
gabe der Verſicherungsſumme verguͤtet. 


H. 51 


Die Beſichtigung und Feſtſtellung des Schadens geſchieht unter Leitung 
des Geſchaͤftsfuͤhrers des Ortes, oder der Direktion, oder eines von derſelben 
etwa ernannten Beamten, mit Zuziehung des Beſchaͤdigten durch zwei Sachver⸗ 
ſtaͤndige, von denen der eine Seitens des Geſchaͤftsfuͤhrers oder der Direktion, 
der andere Seitens des Brandbeſchaͤdigten ernannt wird. Sind die beiden 
Sachverſtaͤndigen, welche allein die Ermittelung des Schadens vorzunehmen 
haben, einerlei Meinung, ſo hat es bei ihrer Berechnung uͤber den Werth der 
verbrannten und erhaltenen Theile und der darnach zu gewaͤhrenden Verguͤti⸗ 
gung ſein Bewenden. Bei verſchiedener Meinung waͤhlen ſie einen Obmann, 
und falls ſie ſich uͤber die Perſon deſſelben nicht einigen, ſo wird die Ernennung 
deſſelben bei der Ortsbehoͤrde beantragt. Fuͤr den Fall, daß die Ortsbehoͤrde 
deſſen Beſtimmung ablehnen ſollte, wird derſelbe durch das Loos aus den von 
den Parteien vorgeſchlagenen Perſonen beſtimmt. Der Obmann entſcheidet nur 
uͤber die ſtreitigen Punkte. Gegen die alſo feſtgeſetzte Schadensberechnung iſt 
ein weiterer Rekurs nicht zulaͤſſig. Den Obmann bezahlen beide Parteien, jede 
zur Haͤlfte, von den Sachverſtaͤndigen bezahlt jede Partei den ihrigen. 


G. Sicherung der Hypothekenglaͤubiger. 


H. 32. 


5 Die Rechte der auf ein verſichertes Grundſtuͤck eingetragenen Hypotheken⸗ 
glaͤubiger werden in Gemaͤßheit der nachfolgenden Beſtimmungen von der Di⸗ 
Nr. 5909.) rektion 


rektion von Amtswegen wahrgenommen; der Eintragung derſelben in das Ka: 


taſter bedarf es nicht. \ 
. H. 53. 


Das freiwillige Ausſcheiden aus der Sozietaͤt und das freiwillige Herab⸗ 
ſetzen der Verſicherungsſumme ($S. 14. 23.) iſt nur zulaͤſſig, wenn auf dem 
Grundſtuͤcke Hypothekenforderungen nicht eingetragen find, oder wenn die ein⸗ 
getragenen Hypothekenglaͤubiger hierin ausdruͤcklich gewilligt haben. Es genügt, 
wenn bei dem Konſenſe die Richtigkeit der Unterſchrift und die Identitaͤt des 
Ausſtellers von einem öffentlichen Beamten, welcher zur Führung eines Dienſt⸗ 
ſiegels befugt iſt, beſcheinigt iſt. Es ſind uͤbrigens nur diejenigen Hypotheken⸗ 
glaͤubiger zu beruͤckſichtigen, deren Forderungen bis zum 1. Oktober des laufen⸗ 
den Jahres eingetragen ſind. Der Hypothekenzuſtand iſt feſtzuſtellen durch Ein⸗ 
ſicht des Hypothekenbuchs Seitens des betreffenden Geſchaͤftsfuͤhrers, oder durch 
Beibringung eines Atteſtes des Hypothekenrichters oder eines Hypothekenſcheins. 


$ 54. er 


In den Fallen der unfreiwilligen Loͤſchung und Herabſetzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme in Gemaͤßheit der $$. 7. 8. 21. 25. 26. und 42. hat die 
Direktion durch den Geſchaͤftsfuͤhrer Einſicht des Hypothekenbuchs nehmen zu 
laſſen, und den eingetragenen Glaͤubigern, ſoweit deren Perſon und Aufent⸗ 


haltsort aus dem Hypothekenbuche erhellt oder ſonſt der Direktion bekannt iſt, 


8 Poſt Nachricht zu geben. Einer Empfangsbeſcheinigung bedarf 

es nicht. f 5 

Im Falle des H. 26. erfolgt die Loͤſchung, wenn nicht binnen vier 
Wochen nach dem Abgange der Benachrichtigung die ruͤckſtaͤndigen Beiträge 
gezahlt werden. i 8. 55 


Steht dem Verſicherten nach HH. 8. 45. 48. und 60. ein Anſpruch auf 
die Brandentſchaͤdigung nicht zu, ſo iſt die Sozietaͤt dennoch verpflichtet, die⸗ 
ſelbe den Hypothekenglaͤubigern gegen Abtretung ihrer Rechte ſoweit zu zahlen, 
als dieſelben aus dem verpflichteten Grundſtuͤcke, oder, wenn ihnen zugleich ein 
perſoͤnliches Recht gegen den Eigenthuͤmer dieſes Grundſtuͤcks zufteht, auch aus 
deſſen ſonſtigem Vermoͤgen wegen ihrer Hypothekenforderung nicht zur Hebung 
gelangen. Die Zahlung erfolgt nach der den Glaͤubigern geſetzlich zuſtehenden 
Priorität, oder, wenn die Direktion ſich mit deren Prüfung nicht befaſſen will, 
zum gerichtlichen Depoſitorium bei dem Richter der belegenen Sache; 

Zinſen von der Brandentſchaͤdigung zu zahlen iſt die Sozietät nicht 
verpflichtet. 


H. 56. 


Mit Ausnahme des H. 58. vorgeſehenen Falles wird die Brandentſchaͤdi⸗ 
gung nur dann nach Maaßgabe des $. 68. in einer Summe an den Verſicher⸗ 
ten gezahlt, wenn das Grundſtuͤck nicht mit Hypotheken belaſtet iſt. Letzteres 
wird in der H. 53. vorgeſchriebenen Weiſe feſtgeſtellt. Haften auf dem ie 

| ftüde 


Ka, 
J: 
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tdcte Gopotheken und will der Verſcherte die Gebäude nicht wieder aufbauen 


oder wiederherſtellen ($. 57.), fo darf die Brandentſchaͤdigung nur unter Ein⸗ 


willigung der Hypothekenglaͤubiger, welche in den im H. 53. beſtimmten Formen 


beizubringen iſt, an den Eigenthuͤmer gezahlt werden. Wird dieſe Einwilligung 


nicht innerhalb der $. 68. beſtimmten Friſt beigebracht, fo iſt die Direktion zur 
erichtlichen Depoſition bei dem Richter der belegenen Sache auf Koſten der 
erſicherten befugt; zur Zahlung von Verzugszinſen iſt ſie aber keinenfalls 
verpflichtet. 
$: 57. 


Der Einwilligung der Hypothekengläubiger bedarf es nicht, wenn der 
Eigenthuͤmer das voͤllig vernichtete Gebaͤude auf demſelben Grundſtuͤcke, und 
mindeſtens zu dem Werthe der Brandentſchaͤdigung wieder herzuſtellen erklärt. 
In dieſem Falle erfolgt die Zahlung in drei Raten, und zwar die erſte Rate 


ſpaͤteſtens vier Wochen nach dem Brande, die zweite, wenn das Gebaͤude 


unter Dach gebracht, und die dritte, wenn es vollendet iſt. Die Zahlung der 
beiden letzten Raten wird nur nach Beibringung von Atteſten eines Bauver⸗ 
ftändigen geleiſtet, in welchen der Werth des Baues beſcheinigt fein muß. 

Bei Partialſchaͤden kommen dieſe Beſtimmungen ebenfalls, jedoch mit 
der Maaßgabe in Anwendung, daß die Zahlung in zwei Raten, und zwar die 
erſte Rate ſpaͤteſtens vier Wochen nach dem Brande, und die letzte nach Voll⸗ 
endung der Reparatur ſtattfindet. \ 

Erfolgt die Wiederherſtellung im Fall von Totalſchaͤden nicht in laͤng⸗ 
ſtens zwei Jahren, bei Partialſchaͤden nicht in laͤngſtens Einem Jahre, ſo ſind 
die Hypothekenglaͤubiger berechtigt, die Auszahlung oder Depoſition der noch 
ruͤckſtaͤndigen Entſchaͤdigung nach Maaßgabe der Beſtimmungen am Schluſſe 
des §. 55. zu verlangen. 


H. 58. 


Bei geringfuͤgigen Schaͤden, deren Wiederherſtellung unzweifelhaft iſt, 
kann auf Antrag des Verſicherten unter Zuſtimmung der Direktion von dem 
$$. 56. und 57. vorgeſchriebenen Verfahren Abſtand genommen und die ganze 
Entſchaͤdigungsſumme ſofort (F. 69.) gezahlt werden. 5 | 


H. Umfang der Erſatzverbindlichkeit der Sozietät und Auszahlung 
der Brandſchadenvergütigung für Immobilien. 


H. 59. | 


Die Brandſchadenverguͤtigung wird für alle Feuerbeſchaͤdigungen des ver⸗ 
ſicherten Gebaͤudes geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Entſtehung 
des Feuers, er beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muthwillen, 
darin einen Unterſchied macht. ö N 55 

Alle Zahlungen ohne Unterſchied muͤſſen bei der Direktion nachgeſucht 
werden und find von ihr feſtzuſetzen und anzuweiſt 


en. 
Jahrgang 1864. (Nr. 5909.) 58 §. 60. 
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F. 60. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verurſacht, f | 


oder mit feinem Wiſſen und Willen, oder auf fein Geheiß von einem Dritten 


angelegt wird, fo fallt die Verbindlichkeit der Sozietät zur Zahlung der Brand. 


ſchadenverguͤtigung fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das 
Feuer vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann vor⸗ 


enthalten werden, wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund 


deſſelben die gerichtliche Unterſuchung eroͤffnet worden. In dieſem Falle haͤngt 
es von dem Nusfalle des Urtheils ab, ob die Brandſchadenverguͤtigung definitiv 
wegfallt, oder nach rechtskraͤftig entſchiedener Sache nachzuzahlen iſt. Wird 
der Verſicherte freigeſprochen, jo muß die Nachzahlung mit Bank-Depofital- 
zinſen erfolgen; im Falle einer Verurtheilung aber iſt die Sozietaͤt dazu nicht 
verpflichtet. Haften auf dem abgebrannten Gebaͤude Hypothekenſchulden, fo 
findet die Beſtimmung im $. 55. Anwendung. 


$. 61. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern oder Enkeln, oder von 
ſeinem Geſinde, oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf des⸗ 
halb die Zahlung der Brandſchadengelder von der Sozietaͤt nicht verweigert 
werden. Der Sozietaͤt bleibt aber in ſolchen Faͤllen der Civilanſpruch auf 
Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbehalten, als dem Ver⸗ 
ſicherten erſtenfalls in ſeinen eigenen Handlungen, andernfalls in der haus⸗ 
vaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchüldung 
zur Laſt fällt. . 


$. 62. 
Ob und inwieweit fonft die Sozietät gegen einen Dritten, welcher den 


Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Ent⸗ 


ſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem 
Verſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den Be⸗ 
trag der von der Sozietaͤt geleiſteten Brandſchadenverguͤtigung kraft der Ver⸗ 
ſicherung auf die Sozietaͤt uͤber. 


$. 63. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 


gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf Be⸗ 
fehl eines Heerfuͤhrers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der 
Sozietät nicht vergütet. f 


; H. 64. 


Daß ein von kriegfuͤhrenden Truppen vorfäglich erregtes Feuer zu mili⸗ 


tai 


H. 65. 


Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in Faͤllen, wo deſſen Wirklichkeit, ſei 
es geradezu oder auch nur aus den begleitenden Umſtaͤnden, nicht zu erweiſen 
iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Gebaͤudes durch 
Truppen während eines Gefechts, oder auf einem Ruͤckzuge im Angeſicht des 
Gegners, oder während einer Belagerung, oder vor einer Belagerung bei Ar⸗ 
mirung des Platzes geſchehen iſt. 


F. 66. 


Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bos⸗ 
heit des Militairs oder Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, ſind von der Brandverguͤtigung durch die Sozietaͤt 
nicht ausgeſchloſſen. 5 

5 $. 67. 


Beſchaͤdigungen der Gebaͤude, welche durch Einſchlagen des Blitzes ent⸗ 
ſtanden ſind, werden verguͤtet. 

Die Verguͤtigung wird auch für ſolche Beſchaͤdigungen geleiſtet, welche 
einem verſicherten Gebäude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Verbrei⸗ 
tung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen an 
geordnetes, oder doch nachher als noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nach⸗ 
gewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern x. an den in der 
Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben zugefügt find. 

Schäden aber, welche durch Pulver- oder andere Exploſionen oder 
Naturereigniſſe verurfacht find, werden nur dann verguͤtet, wenn ein ſolches 
Ereigniß Feuer verurſacht hat, und die Schaͤden ſelbſt alſo Brandſchaͤden ſind. 


$. 68. 


Der Verſicherte, deſſen Gebäude durch Brand gänzlich zerftört iſt, hat 
der Sozietät gegenuͤber nicht die Verpflichtung, daſſelbe wieder herzuſtellen. 
Die Verguͤtigungsgelder werden in dieſem Falle vielmehr innerhalb zweier Mo⸗ 
nate nach dem Brande in einer Summe an den Verſicherten gezahlt, inſofern 
dem nicht etwa reglementsmaͤßige Hinderniſſe ($$. 8. 48. 56. 60.) entgegenſtehen. 
Daſſelbe gilt auch bei partiellen Brandſchaͤden. 


$. 69. 


Die Sozietaͤtskaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung laͤngſtens in der vorbe⸗ 
(Nr. 5909.) 58* zeich⸗ 


i 


zeichneten Friſt zu leiſten, ſofern das gegenwärtige Reglement nicht fpätere 
Zahlung rechtfertigt. Findet außer diejem Falle eine Verzögerung der Zahlung 


fſtatt, fo iſt die Sozietaͤt zur Zahlung der geſetzlichen Verzugszinſen verpflichtet. 


$. 70. 


Die Zahlung geſchieht an den Verſicherten, und darunter ift allemal der 
Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß in dem 
Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf das verſicherte Gebäude 
ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf einen 
Anderen uͤbergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage entſprin⸗ 
Rabe Rechte nebſt den gegenuͤberſtehenden Pflichten fuͤr übertragen erachtet 
werden. 5 


H. 71. 


Wer ein. Gebäude durch Brand gaͤnzlich verliert, ſcheidet, ohne daß es 
dazu ſeiner Erklaͤrung bedarf, mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietaͤt 
aus, iſt aber noch zu allen Beitraͤgen des laufenden Jahres verpflichtet. enn 
er mit dem wiederhergeſtellten Gebäude ferner verſichert bleiben will, jo muß er 
ſich von neuem in die Sozietaͤt aufnehmen laſſen. 

Doch ſoll es ihm freiſtehen, ſchon auf die neuen Baumaterialien und 
Bauarbeiten, welche entweder bereits in dem in der Wiederherſtellung begrif⸗ 
fenen, noch unvollendeten Gebaͤude ſtecken, oder, als zum Bau beſtimmt, auf 
der Bauſtelle befindlich find, bei der Sozietät eine einſtweilige Verſicherung zu 
nehmen. Indeſſen muß der Werth dieſer verſicherungsfaͤhigen Gegenftände 
durch Sachverſtaͤndige nach Vorſchrift der HH. 17. ff. feſtgeſtellt werden. Wenn 
die alſo verſicherten Gegenſtaͤnde ganz oder zum Theil durch einen Brandunfall 
zerſtoͤrt werden, fo erfolgt die Verguͤtigung nur für denjenigen Theil derſelben, 
welcher als bereits in den Bau verwendet, oder zur Bauſtelle geſchafft und 
dort vernichtet nachgewieſen wird. Die Beitraͤge werden bei einer ſolchen Ver⸗ 
ſicherung nach derjenigen Klaſſe bezahlt, in welcher das fruͤher abgebrannte 
Gebaͤude geſtanden hatte. 


| F. 72. 

Iſt der Brandſchaden nur partiell geweſen, ſo wird durch den Brand 
an ſich der Verſicherungsvertrag in keiner Ruͤckſicht unterbrochen; das befchd- 
digte Gebaͤude bleibt aber nur mit dem Werthe verſichert, den es nach dem 
Brande hatte, und die Verſicherung zu der fruͤheren vollen Summe tritt erſt 
dann wieder ein, wenn die Wiederherſtellung des Gebaͤudes in den fruͤheren 
Werth durch eine Taxe nachgewieſen wird. 


F. 73. 


Die Direktion iſt ermaͤchtigt, Belohnungen fuͤr außerordentliche Huͤlfe⸗ 
leiſtung bei Braͤnden, ſowie Verguͤtigung für. ſolche Beſchaͤdigungen zu ge 
waͤhren, welche durch die Loͤſchungsmaaßregeln herbeigefuͤhrt worden ſind, wenn 
der Sozietaͤt dadurch Nutzen erwachſen iſt. Sollen mehr als 50 Rthlr. für den 
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einzelnen Brandfall gewahrt werden, fo iſt zuvor die Genehmigung der ſtaͤn⸗ 
diſchen Kommiſſion (H. 92.) einzuholen. u \ 

Für die von auswärts zu Huͤlfe kommenden großen fahrbaren Schlauch⸗ 
ſpritzen, wenn fie nach einem Atteſte des die Löfchanftalten bei dem Feuer lei⸗ 
tenden Beamten zu der Dampfung des Brandes im Intereſſe der Sozietaͤt 
auch in der That mitgewirkt haben, werden Prämien gezahlt, und zwar für 

die erſte 10 Rthlr., Für die zweite 5 Rthlr. und für die dritte und die folgen⸗ 
den je 3 Rthlr. 

Die Direktion kann insbeſondere auch eine Belohnung bis zu funfzig 
Thalern, die ſtaͤndiſche Kommiſſion bis zu Einhundert Thalern fuͤr die Entdeckung 
eines Brandſtifters zuſichern. Die Staͤdteabgeordneten des Kommunalland⸗ 
tages werden zu vorſtehenden Zwecken einen angemeſſenen etatsmaͤßigen Fonds 
zur Verausgabung ſtellen. ö 


J. Mobiliarverſicherung. 
H. 74. 


Die Verwaltung dieſes Gefchäftszweiges erfolgt unter Beachtung des 
Geſetzes vom 8. Mai 1837. uͤber das Mobiliar⸗Feuerverſicherungsweſen. 


H. 75. 


Ueber Annahme oder Ablehnung der Verſicherungen beſtimmt die Direk⸗ 
tion lediglich nach eigenem Ermeſſen ſpaͤteſtens binnen vierzehn Tagen. 


H. 76. 


N Die Sozietät leiſtet bei den Mobilien für alle diejenigen Schäden Erſatz, 
welche fie reglementsmäßig bei den Gebäuden zu verguͤten hat (S. 5967. 
des Reglements). 


H. 77. 


Die in den $$. 24. 27. bis 34. des Reglements enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen finden auch auf die Mobiliarverſicherung Anwendung. Die Mobilien 
kommen jedesmal in die Klaſſe und Abtheilung, zu welcher das Gebaͤude ge⸗ 
hoͤrt, in dem ſie ſich befinden. Wenn die Gebaͤude nicht bei der Sozietaͤt ver⸗ 
ſichert ſind, ſo bleibt der Direktion die Klaſſifikation der Mobilien uͤberlaſſen. 
Mieten (Diemen) kommen in die V. Klaſſe. 


$. 78. 


1 In Bezug auf den Beginn, die Dauer und die Verlaͤngerung der Ver⸗ 
ſicherungsperioden, ſowie die Aufkuͤndigung des Verſicherungsvertrages gelten 
Gr. 5909.) im 


— 4 — 


im Allgemeinen die wegen der Gebaͤudeverſicherungen getroffenen Beſtim⸗ 9 
mungen. i ER 


$. 79. 


Die desfallſigen näheren und fonftigen Bedingungen, unter welchen die 
Sozietät die Verſicherung der Mobilien gewährt, werden ebenſo wie der Bei⸗ 
tragstarif auf Vorſchlag der Direktion durch die ſtaͤndiſche Kommiſſion (F. 92.) 
mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten feſtgeſetzt und durch die Amtsblaͤtter 
bekannt gemacht. 


K. Beamte der Sozietät. 


$. 80. 


Die obere Leitung der Geſchaͤfte der Sozietaͤt fuͤhrt unter Oberaufſicht 
des Oberpraͤſidenten und mit der Firma 


„Feuer ſozietaͤts⸗Direktion der Staͤdte Alt-Pommerns“ 


ein Direktor. Unter ihm werden dieſe Geſchaͤfte durch Geſchaͤftsfuͤhrer der So⸗ 
zietaͤt beſorgt, welche von dem Direktor an jedem Orte nach ſeinem Ermeſſen 
auf Widerruf oder Kuͤndigung anzuſtellen ſind. Wegen der den Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrern zu gewaͤhrenden Remuneration und Gebuͤhren iſt das Weitere in dem 
$. 84. beſtimmt. 


H. 81. 


Der Direktor wird von den Staͤdteabgeordneten des Kommunallandtages 
auf beſtimmte Jahre oder auf Lebenszeit erwaͤhlt und von dem Oberpraͤſidenten 
der Provinz beſtaͤtigt; fein Gehalt und feine etwaige Penſion werden bei jeder 
neuen Wahl oder bei einer Wahl auf Lebenszeit ein⸗ für allemal von den 
Staͤdteabgeordneten des Kommunallandtages beſtimmt. 


$. 82. 


In gleicher Weiſe wird ein Sozietaͤtsſekretair mit dem Titel „Inſpektor“ 
und ein Sozietaͤtskaſſen⸗Rendant gewaͤhlt und von dem Oberpraͤſidenten der 
Provinz beſtaͤtigt. Die Anſtellung von Reiſeinſpektoren nach Beduͤrfniß bleibt 
den Staͤdteabgeordneten des Kommunallandtages nach Anhörung ihrer betref⸗ 
fenden Kommiſſion vorbehalten. Der Rendant iſt Einnehmer und Ausgeber, 
Kaſſen⸗ und Rechnungsfuͤhrer, und für die Sicherheit der Kaffe zunaͤchſt ver- 
antwortlich, übrigens den naͤmlichen Vorſchriften und Verpflichtungen unter⸗ 
worfen, welche allen oͤffentlichen Kaſſenbeamten auferlegt ſind. Er hat in Ge⸗ 
maͤßheit des Beſchluſſes der ſtaͤndiſchen Kommiſſion (H. 92.) eine Kaution 
bis zum Betrage von fuͤnftauſend Thalern in ſolchen inlaͤndiſchen en 

a 


Papieren zu beftellen, welche Behufs Belegung gerichtlicher oder vormund⸗ 
ſchaftlicher Depoſitalgelder als Unterpfand angenommen werben; dieſelben ſind 
bei der Provinzial⸗Huͤlfskaſſe zu deponiren und von deren Direktoren zuvor 
außer Kurs zu ſetzen. i FERN 

Die Beſtimmung der Gefchäfte der Reiſeinſpektoren bleibt der von der 
Direktion mit Genehmigung der ftändifchen Kommiſſion und des Oberpraͤſidenten 
zu erlaſſenden Inſtruktion vorbehalten. 

Die Diaͤten⸗ und Reiſekoſtenſaͤtze ſaͤmmtlicher Beamten find von der 
ſtaͤndiſchen Kommiſſion feſtzuſtellen. Dieſelben haben außer ihrer Beſoldung 
und den Diaͤten und Reiſekoſten fuͤr Geſchaͤftsreiſen keinen weiteren Anſpruch 
auf Buͤreaukoſten oder ſonſtige Entſchaͤdigungen. Die Geſchaͤftsfuͤhrer bedienen 
ſich des Siegels der Sozietaͤt und werden als auf Widerruf oder Kuͤndigung 
angeſtellte Beamte derſelben angeſehen. 


$. 83. 


Die fonft erforderlichen Buͤreaubeamten werden von dem Direktor auf 
Kuͤndigung angenommen. Ueber die Beſoldung derſelben iſt von der Direktion 
der ſtändiſchen Kommiſſion ein Etat zur Feſtſtellung einzureichen. 


§. 84. 


Die Geſchaͤftsfuͤhrer haben als Remuneration für Wahrnehmung ſaͤmmt⸗ 
licher Sozietaͤtsgeſchaͤfte, einſchließlich der Erhebung und Abfuͤhrung der Bei⸗ 
traͤge, den mit ihnen zu vereinbarenden Prozentſatz — deſſen Maximum nicht 
mehr als zehn Prozent betragen darf — von den auf ihren Bezirk fallenden 
ordentlichen Beiträgen zu beziehen. Außerdem wird nur für die Anfertigung 
des Jahreskataſters eine in jedem einzelnen Falle von der Direktion feſtzuſetzende 
Remuneration gezahlt. Fuͤr ſolche Auszuͤge aus dem Feuerſozietaͤts⸗Kataſter, 
deren Ertheilung in dem Reglement nicht ausdruͤcklich vorgeſchrieben iſt, koͤnnen 
jedoch folgende Gebuͤhren erhoben werden, naͤmlich: 

fuͤr einen Auszug ruͤckſichtlich eines Gebaͤudes zu der Verſicherungs⸗ 
ſumme von 200 Rthlr. und darunter 


2 Sgr. 6 Pf., 
von uͤber 200 Rthlr. 
5 Silbergroſchen. 


Zur Zahlung dieſer Gebuͤhren iſt der Extrahent verpflichtet. 


$. 85. 


85 Die Lokalerhebung der Feuerfozietäts-Beiträge liegt den Geſchaͤftsfuͤhrern 
jedes Orts ob. Wegen der erforderlich werdenden exekutiviſchen ER 
(Nr. 5909.) ! } er 
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der Immobiliarverſicherungs⸗Beitraͤge haben fie ihre Anträge an die Komm 
nalbehoͤrden des Orts zu richten. 5 


Der Direktion bleibt vorbehalten, entſprechende Kaution von den Ge⸗ 


ſchaͤftsfuͤhrern zu fordern. 


5 Geſchäftsführung der Sozietät. 


H. 86. 
Die Direktion uͤberwacht die ganze Verwaltung, auch diejenige der Orts⸗ 


geſchaͤftsfuͤhrer; die Kontrole und die ordentliche reſp. außerordentliche Reviſion 


der Geſchaͤftsfuͤhrer und deren Rezepturen findet nach Maaßgabe der von der 


Direktion mit Genehmigung der ſtaͤndiſchen Kommiſſion und des Oberpraͤſidenten 


erlaſſenen Geſchaͤftsinſtruktion ſtatt. 5 


$. 87. 


| Aus den Ueberſchuͤſſen der ordentlichen und außerordentlichen Beiträge, 
ſowie aus den Zinſen der Beſtaͤnde ſoll ein Reſervefonds von 100,000 Thalern 
gebildet werden (H. 24.). 


Jeder augenblicklich entbehrliche Beſtand der Sozietaͤtskaſſe, namentlich 


der den Baarbeſtand von fuͤnftauſend Thalern uͤberſchreitende Betrag, ſoll bei 


der Preußiſchen Bank oder mit Genehmigung der ſtaͤndiſchen Kommiſſton pupil⸗ 


lariſch ſicher angelegt werden. 


Wenn bei einem Jahresabſchluß die Kapitalien des Reſervefonds Ein⸗ 


hundert tauſend Thaler uͤberſteigen, fo kann allen Theilnehmern der Sozietaͤt 
ein Theil des naͤchſten Beitrags durch die Direktion erlaſſen werden, was durch 
die Amtsblaͤtter oͤffentlich bekannt zu machen iſt. Um außerordentliche Beitrags⸗ 
ausſchreibungen moͤglichſt zu vermeiden, ſoll die Direktion autoriſirt fein, in den 
dazu geeigneten Fallen auf kurze Zeit mit Genehmigung des Oberpräaͤſidenten 
Darlehne zu entnehmen. 

Der Reſervefonds bleibt ſtets Eigenthum der Sozietaͤt; die ausſcheiden⸗ 
den Intereſſenten haben keinen Anſpruch auf denſelben. 


$. 88. | 


Die Sozietätskaffe legt alljährlich eine foͤrmliche und vollſtaͤndige Rech⸗ 
nung ab. 


H. 89. 


Dieſe wird zunaͤchſt von dem Sozietaͤtsdirektor abgenommen und revidirt 
und dann dem Oberpraͤſidenten eingereicht, der ſolche den ſtaͤdtiſchen Abgeordne⸗ 
ten auf dem naͤchſten Kommunallandtage vorzulegen hat, welchen die Super⸗ 
reviſion und die Ertheilung der Decharge zuſteht. Auch muß, nachdem ſolche 


er⸗ 


erfolgt, der ſummariſche Inhalt der Rechnung ſelbſt durch die Amtsblätter zur a 
allgemeinen Kenntniß gebracht werden. ö 1 . 3 


H. 90. 


Die Sozietaͤtskaſſe muß von dem Direktor wenigſtens von vier zu vier 
Wochen revidirt, außerdem aber von Zeit zu Zeit nach Gutbefinden des Ober⸗ 
praͤſidenten, jedoch wenigſtens zweimal jährlich, einer außerordentlichen Reviſion 
unterworfen werden. 8 


H. 91. 


Jedem Kommunallandtage wird durch den Oberpräfidenten ein von der 
Direktion abgefaßter Bericht uͤber den Zuſtand der Sozietaͤt vorgelegt, welchem 
dann zugleich die noch nicht dechargirten Rechnungen (F. 89.) anzuſchließen 
ſind. Den Staͤdteabgeordneten des Kommunallandtages ſteht es frei, ſich bei 
dieſer Gelegenheit alle Verhandlungen der Direktion vorlegen zu laſſen, und 
wenn ſich darin Anlaß zu Bemerkungen findet, ſolche zur Sprache zu bringen. 


H. 92. 


Von den Staͤdteabgeordneten des Kommunallandtages wird eine aus 
fünf Mitgliedern beſtehende Kommiſſion jedesmal fuͤr die Zeit bis zum naͤchſten 
ordentlichen Landtage gewählt, welcher außer den im H. 79. beigelegten Be⸗ 
fugniſſen noch folgende zuſtehen: 2 5 


1) Abaͤnderungen des Tarifs und der Geſchaͤftsfuͤhrung (Abſchnitt E. und 
.) des Reglements zu beſchließen, wenn das Beduͤrfniß ſolche noth⸗ 
wendig macht; 


2) über die zinsbare Anlegung der entbehrlichen Beſtaͤnde der Sozietäte- 
kaſſe zu beſtimmen; g 


3) uͤber die Anſtellung und Beſoldung von Beamten, ſowie uͤber die Re⸗ 
munerirung der Geſchaͤftsfuͤhrer vorläufig bis zum Zuſammentritt des 
naͤchſten Kommunallandtages die nöthigen Anordnungen zu treffen. 


Dieſe Kommiffion prüft und monirt auch die Rechnungen und Etats vorbe⸗ 
haltlich der Feſtſtellung durch die Staͤdteabgeordneten des Kommunallandtages, 
iſt bei Anſtellung und Entlaſſung der Beamten zu hören und dient überhaupt 
als vorbereitendes und ausfuͤhrendes Organ der Staͤdteabgeordneten des Kom⸗ 
munallandtages. 


$ 93. 


Die Kommiſſion wird zuſammenberufen durch den Oberpraͤſidenten und 
beräth unter dem Vorſitze deſſelben, oder eines von ihm zu beſtimmenden Stell⸗ 
vertreters, mit Zuziehung des Direktors, welcher keine Stimmberechtigung hat. 
Jauhrgang 1864. (Nr. 5909) 59 : N 


* * 
7 5 


HBeſchlußfaͤhig ift die Kommiſſion, wenn vier Mitglieder anweſend find; 
bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende, welcher letztere im Uebrigen 
nur dann ein Stimmrecht ausuͤbt, wenn ein ſtaͤndiſches Mitglied mit dem Vor⸗ 
mauſitze beauftragt if. > 8 i 


H. 95. 


5 3 Alle Beſchluͤſſe der Kommiſſion beduͤrfen der Genehmigung des Ober⸗ 
praͤſidenten. 1 


M. Verfahren in Rekurs⸗ und Streitfällen. 


H. 96. 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der Ortsgeſchaͤftsfuͤhrer oder Anfragen 
der letzteren find zunaͤchſt bei der Direktion und weiterhin bei dem Oberpra⸗ 
ſidenten anzubringen; die Beſchwerden uͤber die Direktion und die Anfragen, 

welche von dieſer zu machen ſein moͤchten, gelangen ebenfalls an den Ober⸗ 
praͤſidenten. 1 
ERS H. 97. 


0 
a f 
Bei Streitigkeiten zwiſchen der Sozietät und einem Theilnehmer findet 
entweder der Rekurs oder der ordentliche Weg Rechtens ſtatt. 1 
Der Weg Rechtens iſt nur zulaͤſſig, wenn der Streit ſich auf die Frage 
bezieht, ob der (angeblich) Verſicherte ruͤckſichtlich eines ihn betroffenen Brand. 
ſchadens uͤberhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, und ob ihm uͤber 
haupt eine Brandſchadenverguͤtigung zu gewähren ſei oder nicht. Der Rekurs 
iſt bei allen Streitigkeiten zulaͤſſig, wo ſolcher nicht durch beſondere Beſtimmung 
ausdruͤcklich ausgeſchloſſen iſt (§. 51.). Iſt in einem Falle, wo der Rechtsweg 
zuläffig, von dem Betheiligten der Weg des Rekurſes einmal gewählt, fo findet 
der Rechtsweg nicht mehr ſtatt. 


H. 98. 


Der Rekurs geht an den Dberprafidenten, deſſen Entſcheidung auf die⸗ 
ſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. 5 
Dieäer Rekurs muß binnen einer Praͤkluſivfriſt von ſechs Wochen, vom 

Tage der Inſinuation des Direktionsbeſcheides, eingelegt werden; die Provoka⸗ 
tion auf den Weg Rechtens iſt binnen einer gleichen Friſt anzubringen. 4 

Wo der Weg Rechtens zulaͤſſig und von den Intereſſenten gewählt iſt, 
muß die we innerhalb ſechs Monaten nach dem Ablauf obiger Praͤkluſiofriſt 
bei dem behoͤrigen Gerichte angeſtellt werden, widrigenfalls die Feſtſetzung den 

Direktion in Rechtskraft uͤbergeht. i N , 


ii. | . 


Der Zeitpunkt, mit 1 das 99 Reglement 
wirb. von dem eee e und e ar Amtsblätte 


Die bisherigen in den Me ade Berfi eigene ble e 
oller Wirkſamkeit unter denjenigen Maaßgaben, u 2 8 ee 
es ien m 3 


5 Die zur Ausfuͤhrung dieſes 1 erforderlichen ena 
uftionen hat die Direktion, unter e der ee ee el 
und a zu ala ee 


5910) nern betreffend. bie Alerhöchfte Genehmigung i der a 
ER „Hirudinea, Aktiengeſellſchaft für Blutegelzucht in Deutſchland“ 1 em 
Sitze zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 24. Juni 1864. 


i Da Königs Majeftät haben mittelst Allerhöchſten Erlaſſes vom 8. Jm 
1864. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Hirudinea, 
SEE Aktiengeſellſchaft fuͤr Blutegelzucht in Deutſchland“ mit dem Sitze zu Berlin, 
ſowie deren Statut vom 28. Januar 1864. zu genehmigen geruht. 5 
PS Der Allerhoͤchſte Erlaß nebft dem Statute wird durch das Amtsblatt . 
der en Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 24. Juni 1864. ee 


Der Miniſter für Der Minifter der Der Miniſter für 
St Handel, Gewerbe geiſtlichen, Unter⸗ die landwirthſchaft⸗ 
und öffentliche richts⸗ u. Medizinal⸗ lichen Angelegen⸗ 
Arbeiten. Angelegenheiten. heiten. 
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